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Die Ostmark ist wertloser geworden!
Kaufkraft-Überhang bleibt, Bevölkerung trägt den Schaden

W enn diese Woche vorüber ist, werden Hunderttansende von 
Sowjetzonen-Bewohnern ihre Ersparnisse verloren haben. Denn 
das Mißtrauen der Bevölkerung gegen  die kommunistische 
F inanzpolitik  und der ries ige  Kaufkraft-Überhang haben die 
Betroffenen veranlaßt, ihre Ersparnisse nicht auf die Bank zu 
tragen. Ganz abgesehen davon, daß bei dem spontanen W aren
angebot der Zone der Bürger gezwungen ist, ständig größere 
Bargeldsummen aufzuhewahren, um eine seit langem fä llig e  
Anschaffung größerer Kau fob jekte in  dem Augenblick tätigen 
zu können, in dem diese Objekte greifbar sind. Sind dies also 
die „Schieber und Spekulanten“ , von deren Schädigung jetzt 
die SED-Zeitungen sprechen, oder lieg t hier nicht vielm ehr ein 
sorgsam vorbereiteter Betrug an der eigenen Bevölkerung vor?

D ie ganze Aktion ist ein fi
nanzpolitischer Staatsstreich, w ie 
er im  W esten Deutschlands ein
fach unmöglich wäre. Von einem 
T a g  auf den anderen werden 
sämtliche Banknoten eines W äh
rungsgebietes in einem Umfang* 
umgetauscht, der keineswegs 
dem realen Bargeldumlauf ent
spricht.

Keine W are =, Geld w eg !

D er einzig- normale W eg, 
um einen Kaufkraftüberhang 
zu beseitigen, w äre der' 
eines den Bedürfnissen der B e
völkerung entsprechenden W a 
renangebotes. Durch zwei Fün f
jahrpläne hat die SED ein sol
ches Warenangebot versprochen. 
D ie Leute haben, ih r Geld parat 
gehalten fü r den Tag, an dem 
die W are, die sie suchten, im 
Schaufenster des nächsten HO- 
Kaufhauses zu sehen wäre. 
N icht jed er hat sich dazu' ein 
Bankkonto angelegt. Jetzt b leibt 
das Schaufenster leer, aber das 
Geld ist gleichfalls w eg !

Auch so kann man ökono
mische Problem e lösen, wenn 
auch auf eine nicht gerade so
ziale Art. Erstaunlich ist, daß 
erst ein „A rbeiter- und Bauern- 
sta&t“ auf diese Idee kommen 
mußte. W o aber sind „nun die 
„Schieber und Spekulanten“ , die 
angeblich geschädigt wurden? 
Gemeint sind offenkundig jene 
W estberliner Geschäftsleute, die

westliche W aren an Ostbewoh
ner gegen  Ostg'eld verkauften, 
um das währungsfremde Geld 
einen T a g  später in die Wech
selstuben zu tragen. D ie W ech
selstuben wiederum sind aus 
dem Bedürfnis der Zonenbevöl
kerung nach in der Zone nicht 
erhältlichen „Massenbedarfsgü
tern“ und Lebensm itteln ent
standen. H ätte es sie nicht g e 
geben, würde kein W estberliner 
Kaufmann einem Ostbewohner 
auch nur einen Schnürsenkel 
verkaufen können. Is t  er dar
um ein Spekulant, w eil er es 
doch tat?

Das Vertrauen ist 
erschüttert

Hand aufs H erz ; W elcher Zo
nenbewohner hat sich bis zum 
heutigen Tage —  aus echtem 
Bedürfn is! —  noch keine W a
ren aus dem W esten geholt 
oder holen lassen? Und w ie 
würden diese Leute über einen 
W estberliner Kaufmann den
ken, der ihnen erklärt hätte: 
„An  Ostbewohner verkaufe ich 
nichts!“  An jenem Sonnabend 
vor dem großen Währungsbe
trug der SED haben Zehntau
sende von Sowjetzonenbewoh
nern und Ostberlinern ihre E in 
käufe in W estberliner Geschäf
ten getätigt. Im  Vertrauen auf 
die Stabilität der Ost-Währung

nahmen sie das ihnen dafür an
gebotene Ostgeld an. Am  Mon
tagm orgen w ar das in ihren 
Kassen befindliche Ostgeld 
wertlos gew orden! K le ine Ge
schäftsleute waren auf w est
licher Seite die Opfer der kom
munistischen „Geldreform “ . D ie 
Wechselstuben, die meist m it 
großen Banken Zusammenarbei
ten, konnten den fü r sie w en ig 
erheblichen Verlust verschmer
zen.

Jeder ist geschädigt

Fest steht, daß jeder, der am 
13. Oktober O s tg e li außerhalb 
des Ost-Währungsgebietes be
saß —  eine durchaus natürliche 
Sache, die keinesfalls gesetz
w id r ig  ist —  in  einer interna
tional einmaligen Form  geschä
d igt wurde. Man stelle sich das 
m it dem Dollar, dem P fund 
oder der W estm ark vo r ! U n
denkbar, daß so etwas gesche
hen könnte! D iese Währungen 
sind —  w ie man sagt —  „Gold 
w ert“ . D ie Ostmark dagegen er
w ies sich am 13. Oktober als 
ein Fetzen  Pap ier . . .

W as nützt das Papier

D ie Fo lgen  w ird  die SED spü
ren. Ih re Notenbank-Funktio
näre haben sich gew altig  ver
kalkuliert. Sie haben um eines 
b illigen  Effekts w illen  das le id 
liche Vertrauen, daß man in  die 
Ostmark besaß, endgültig aufs 
Spiel gesetzt und verloren ge
geben. Der Kaufkraftüberhang 
aber, von dem die SED nicht 
gerne spricht, wurde dadurch 
nicht beseitigt, lü it jedem  Lohn- 
und Gehaltstag w ird  er aufs 
neue wachsen. Denn was nützt 
das schönste —  nunmehr anders
fa rb ige Pap ier —  wenn es dafür 
nichts zu kaufen g ib t ♦ . ■
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Geschäft mH 
der Angst

D T . D er IB. Oktober 1957 
w ird  der Bevölkerung- der So
w jetzone als ein T a g  des Zorns 
in Erinnerung bleiben. D ie 
Machthaber von Pankow  haben 
sich an diesem Sonntag nicht 
geschämt, einen T e il des von 
ih rer eigenen Notenbank her
ausgegebenen und verbürgten 
Geldes in  wertloses Papier zu 
verwandeln. Sie haben die plötz
liche Geldumtauschaktion zu 
einem neuen, brutalen Enteig
nungsakt benutzt, von dem vor 
allem  die sowjetzonale Bevölke
rung getroffen  wurde. D ie fa 
denscheinige Begründung, daß 
der westdeutsche und W estber
liner Besitz von Ostmark ent
w ertet und damit ein Schlag 
gegen westliche „Agenten und 
Spekulanten“ geführt wTerden 
soll, glaubt ihnen niemand. W er 
hätte sich schon im W esten 
einen Sport daraus gemacht, 
ausgerechnet Ostmark in große- * 
ren Mengen zu hamstern in  
einem Augenblick, in dem -die 
W estm ark international als eine 
der begehrtesten und stabilsten 
Währungen g ilt  und in dem 
ganz Ängstliche sich an jedem  
Bankschalter zu normalen P re i
sen m it Geld eindecken können.

Selbstverständlich werden auch 
im  W esten überall dort ein ige 
Verluste entstehen, wo Kassep- 
bestände. an Ostmark gehalten 
werden mußten. Sie waren nö
tig , um die Grenzgänger zu ent
schädigen und der sowjetzona
len Bevölkerung jene W aren in 
W estberlin anzubieten, die von 
der sowjetzonalen W irtschaft 
selbst 12 Jahre nach Kriegsende 
in  solcher Qualität nicht ge lie
fe r t  werden können. Selbst 
volkseigene Betriebe haben von 
diesen Einkaufsmöglichkeiten in 
W estberlin  heimlich Gebrauch 
gemacht, wenn es galt, einen 
Engpaß zu überwinden, übri
gens w eiß  jeder Sachverständige 
der W ährungspolitik, daß 'd ie 
westlichen Bestände an Ost
mark w£nig fluktuierten und im 
Vergleich zu den 5,7 M illiarden 
des sowjetzonalen Bargeldum
laufs mengenmäßig keine Bolle 
spielten, selbst wenn einmal je 
mand auf den vö llig  fernliegen
den Gedanken gekommen wäre,

sie als Störungsfaktor einzu
setzen.

Offen bleibt die Frage, ob 
nicht an den Ostgrenzen der 
Sow jetzone i-n zunehmendem 
U m fang in  den letzten Monaten 
undurchsichtige Geldtransaktio
nen stattgefunden haben. Es ist 
durchaus denkbar, daß dort an
dere Satellitenländer bei ihrem 
stark steigenden Preisniveau an 
der Ostmark ein von Pankow  
nicht gern gesehenes Interesse 
genommen^ haben, das ihnen 
durch die rigorosen Umtausch
bestimmungen abgewöhnt w er
den soll.

V ö llig  klar is t aher, daß der 
Geldumtausch von den SED- 
Funktionären in  erster L in ie  als 
M itte l gedacht ist, um die so
w jetzonale W irtschaft noch en
ger als bisher an die Kandare 
zu nehmen. Gewisse Bargeldbe
stände bei Sowjetzonenbetrieben 
haben es ermöglicht, daß neben 
dem offiziellen Bereich der P lan 
w irtschaft eine A rt „grauer 
M arkt“ entstand, der überall 
da aushelfen konnte, w o die 
offiziellen  Kanäle versagten. 
W iederum  haben auch VE-Be- 
triebe diese „krummen“ W ege 
nicht gescheut. M öglicherweise 
haben es die P laner und Funk
tionäre m it der Angst bekom 
men, daß dieser durchaus nütz
liche „graue M arkt“ , der manche 
Panne verhindert hat, ihnen 
über den K op f wachsen könnte. 
Sie werden sich künftig wun
dern, w ie die Störungen zuneh
men werden, wenn dieser graae 
Markt aus Mangel an Bargeld
reserven w ieder in einen prim i
tiven  Naturaltausch absinken 
w ird . .

Unerhört ist allerdings, daß 
dieser Versuch der Funktio
näre, ihre Kontrollen zu ver
stärken, m it einer neuen Ent
eignung, einem nochmaligen 
Währungsschnitt verbunden 
w ird . Das geht aus den Be
stimmungen hervor, wonach nur 
300 Mark je  Person 1 : 1 um
getauscht, die darüber hinaus
gehenden Beträge jedoch einem 
Konto gutgeschrieben werden. 
Eine Kommission soll dann in 
acht Tagen unwiderruflich ent
scheiden, ob diese M ittel etwa 
aus Spekulationen stammen 
und deshalb enteignet werden.

Machen w ir  uns doch nichts 
v o r : dieses Terrorregim e hat 
schon so viel Unrechtstaten 
w illkürlich begangen, daß die 
Bewohner der Sowjetzone stän

d ig  m it neuen unberechenbaren 
W illkürakten rechnen mußten. 
Niem and ist es- daher zu ve r
denken, wenn er bemüht war, 
durch das Sparen im  Strumpf 
aus legalen Einnahmen einen 
kleinen Fonds anzusammeln, 
auf den er im N otfa ll zurück
greifen  konnte. Selbst alte 
Mütterchen haben dies getan. 
Solche „Hamsterbestände“ , die 
es übrigens mehr oder w en iger 
in jeder Volksw irtschaft g ibt, 
können fü r den von den so
wjetzonalen Finanzgewaltigen 
so gefürchteten „Überhang an 
K au fkra ft“ nicht verantw ort
lich gemacht w erden: Im  Ge
genteil, sie w irken antiin flatio
nistisch, w e il solche B argeld 
sparer ja  darauf verzichten, zu
nächst ihren legal erworbenen 
Anspruch auf T e ile  des Sozial
produkts geltend zu machen. 
Jetzt sind diese Bargeldsparer 
aber den w illkürlichen Entschei
dungen der Kommissionen 
preisgegeben. V ie le  unter ihnen 
haben es allerdings gar nicht 
erst gew agt, den gesamten Bar
geldbetrag abzugeben und auf 
einem Konto gutschreiben zu 
lassen, w eil sie aus Erfahrung 
Angst haben mußten, daß ihnen 
dieses Sparen in dem Unrechts
staat als Sabotage ausgelegt 
und m it der vö lligen  Zerstö
rung ihrer Existenzbasis ge
ahndet w ird , übrigens hält sich 
die Legende, daß nur 3CG Ost
mark je  Person Bargeldbesitz 
in der Sowjetzone erlaubt g e 
wesen sei. Das stimmt nicht; 
eine solche vor der W ährungs
reform  erlassene Verordnung 
g ilt  seit Jahren nicht mehr. 
W er mehr au Bargeld besaß 
und es sich gutschreiben ließ, 
hat darum Aussicht, der Ent
eignung zu entgehen, wenn er 
die legale Herkunft des Geldes 
glaubhaft machen kann. Es muß 
allerdings abgewartet werden, 
w ie die Kommissionen das 
„Strumpfsparen“ beurteilen 
werden.

D ie westliche W elt aber ist 
erschüttert, daß die sow jet
zonalen Machthaber durch die
sen Währungsschnitt gerade 
bei den Personen nochmals 
Hunderte von M illionen profi
tieren wollen, die sie vorher 
durch Unrecht und Terro r be
sonders stark verschüchtert 
haben. Der letzte Bettungs
anker, eine kleine Bargeld
summe, droht diesen vom K om 
munismus Getretenen jetzt auch 
noch verlorenzugehen.



Auftakt des neuen Bundestages
Berlin  (Eigenbericht). In  der Kongreßhalle, in  unmittelbarer 

Nähe der Reichstagsruine und des Brandenburger Tors, hat 
sich der dritte Deutsche Bundestag konstituiert. Zum Bundes
tagspräsidenten wurde auf Vorschlag der CDU wiederum. 
D r. Eugen Gerstenmaier gewählt. E r  erhielt 437 von insgesamt 
494 abgegebenen Stimmen. Gegen Gerstenmaier stimmten 54 A b 
geordnete, drei Stimmen waren ungültig. Zu Vizepräsidenten 
wählte der Bundestag P ro f. Carlo Schmid (SPD ), D r. Richard 
Jäger (CDU) und D r. M ax Becker (F D P ).
Unmittelbar nach seiner W ahl 

setzte sieh Gerstenmaier, von 
den Abgeordneten a ller F rak
tionen lebhaft begrüßt, in sei
ner programmatischen Antritts
rede dafür ein, die Geseizesflut 
einzudämmen. D ie  A rb eit des 
neuen Bundestages beginne in 
Deutschlands Hauptstadt. „Gebe 
Gott, daß w ir  sie h ier im  ge
einten und befriedeten Vater
land vollenden.“

V or der Kongreßhalle hatte 
sich im  Nebeldunst des Oktober
tages eine große Menschen
m enge eingefunden, die die An
fahrt der Abgeordneten und der 
Bundesminister beobachtete. In  
der H alle bot das modern ge
haltene Auditorium  ein fest
liches B ild. An  der Stirnwand 
w ar auf weißem* Untergrund 
ein stilisierter Bundesadler an
gebracht (B ild  Seite 8). L inks 
neben dem Präsidium  h ing am 
Mast die schwarzrotgoldene 
Fahne aus dem Plenarsaal in  
Bonn. In  der ersten Reihe hat
ten die Vorstände der F rak 
tionen sow ie die M itg lieder der 
Bundesregierung P la tz  genom 
men. Unm ittelbar dem Redner
pult gegenüber saßen Bundes
kanzler Dr. Adenauer und Dr. 
Krone. Rechts von ihnen sah 
man in  den Reihen der SPD 
Ollenhauer und M ellies sowie 
auf der linken Seite Dr. Maier 
(F D P ) und Schneider (D P ). An  
der Sitzung nahmen auch die

Ankara (A P ). Der türkische 
Verteid igungsm inister Semi Er- 
g in  hat anläßlich der Grund
stein legung fü r eine neue K a 
serne nachdrücklich vor einem 
A n griff auf die Türkei gewarnt. 
E r  erklärte, 25 M illionen Tü r
ken würden es sich im Falle  
eines solchen Angriffes zur 
Ehre anrechnen, fü r ihr Land 
zu sterben. N icht nur m it sei
ner Armee, sondern m it „Zäh
nen und N ägeln“ w erde das

V ertreter des Bundesrates, des 
Diplomatischen Korps und vie le 
Ehrengäste teil, unter ihnen 
eine Delegation von sieben M it
gliedern des -britischen Unter
hauses. D ie  zahlreichen Kameras 
der Wochenschauen und des 
Fernsehens richteten sich auf 
Frau Dr. Lüders, die als A lters
präsidentin die Sitzung eröff- 
nete.

Berlin  (D PA ). D ie Berliner 
Wechselstuben haben zum ersten 
M ale nach der Umtauschaktion 
w ieder- einen Wechselkurs be
kanntgegeben. Sie werden nach 
M aßgabe der vorhandenen Be
stände 450 Ostmark fü r 100 
W estm ark kaufen und 100 Ost
mark fü r 23,60 W estmark ver
kaufen.

Maßnahmen gegen 160 000
Berlin  (D PA ). D ie  Pankower 

Regierung plant „scharfe Maß
nahmen“ im  Zusammenhang m it 
der Währungsumstellung gegen 
etwa 160 000 Menschen in  der So
w jetzone. Dies geht aus einem 
Gespräch hervor, das über die
ses Them a über das Fernseh
programm  des Sow j etzonenrunü- 
funks lief.

türkische V olk  einem Aggressor 
entgegentreten.

Amman (D P A ). Der M ilitär
gouverneur von Jordanien hat 
ein Dekret erlassen, durch das 
das Führen -von W affen und der 
Besitz von Sprengstoffen in 
Jordanien unter Todesstrafe 
gestellt w ird. Das Dekret wur
de erlassen, nachdem es in letz
ter Zeit w iederholt zu Bom
benanschlägen gekommen war.

L ieber Leser!
W ir  wollen gern wissen, wo 
und w ie  unsere Wochenausgabe 
Sie in der sowjetischen Be
satzungszone erreicht hat. D ie 
Namen unserer Leser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen
der, aber m it Angabe der Num 
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen, an folgende 
Adresse zu schicken:

Herrn M . Barth 
Berlin-Tem pelhof X 

Manfred-r.-B ichthofen-Str. 3, I I  
W ir  danken Ihnen fü r Ihre 

H ilfe .

Oberst Dünow (SED) vom 
Pankower Innenministerium 
teilte mit, daß fast 17 000 Men
schen unter dem Verdacht der 
„Spekulation“ von der Volks
polizei bereits zwangsgestellt 
seien. Gegen 199 von ihnen habe 
man das Ermittlungsverfahren, 
eingeleitet. 116 seien festgenom 
men worden. Insgesam t werde 
es notwendig sein, „etw a 1 P ro 
zent“ der etwa 16 M illionen 
Menschen zählenden Sow jet
zonenbevölkerung „scharf anzu- 
paeken“ .

In  dem Gespräch vertra t der 
Pankower Finanzm inister
Rum pf (SED) die Ansicht, durch 
die W ährungsumstellung sei ein 
Ostmarkumlauf in W estberlin  
und der Bundesrepublik von 
mehr als einer M illiarde D-Mark 
betroffen worden.

Nach der Versicherung, die 
Mehrzahl der Einwohner . der 
Sowjetzone habe nicht speku
lie r t  und keine überhöhten Be
träge eingezahlt, beteuerten' die 
Gesprächsteilnehmer im  Fern 
sehfunk, auch die „Strum pf
sparer“ brauchten nicht m it 
einer Einbuße zu rechnen, falls 
sie ihr Geld ehrlich erworben 
hätten. Es bestehe keinerlei 
Verpflichtung, Bargeld-Bestände 
von mehr als 300 DM  bei Ban
ken oder Sparkassen einzuzah
len. A llerdings müßten .Rentner 
mit „Schäden“ rechnen, fa lls sie 
ohne zusätzliche Einkünfte über 
ungewöhnlich hohe Summen 
verfügt hätten.

Türkei warnt vor Aggressionen

Fast der alte Wechselkurs
450 Ostmark îür 100 ,Westmark



Titos Taktik
D T . Das Vorgehen Belgrads, 

d. h. die diplomatische Anerken
nung Pankows, entspringt offen
sichtlich sorg fä ltiger Überle
gung. D er jugoslawische Bot
schafter in  Bonn konnte seine 
Ankündigung in unmittelbarem 
A u fträge von Marschall T ito  
vollziehen, überdies w ar Bonn ja  
vorgewarnt, denn vor fast g e 
nau v ie r Wochen bestätigte der 
jugoslawische Staatsführer die 
Oder-Neiße-Lin ie als endgül- * 
t ig e  deutsche Ostgrenze, und 
w ie man hört, h ie lt er es nicht 
einmal fü r nötig, die sofort ein
gele itete Bonner Rückfrage o f
fiziell zu beantworten. Das ge 
meinsame polnisch - jugoslaw i
sche Kommunique, das diese 
Anerkennung der Oder-Neiße
Grenze enthielt, w'ar ein Gast
geschenk au f deutsche Kosten 
an den polnischen Parteichef 
Gomulka, der in diesen Tagen 
Belgrad besuchte. D ie diploma
tische De-jure-Anerkennung des 
SED-Begim es vollzieht sich, 
während der sowjetische V er
teidigungsm inister, Marschall 
Schukow, Jugoslawien besucht 
und m it T ito  geheime Bespre
chungen führt und gemeinsame 
JagdausfLüge in  die dalmatini
schen Berge unternimmt. A lso 
w ieder ein Gastgeschenk auf 
deutsche Kosten. W enn die ju 
goslawische Regierung in  g le i
chem Atem  verbreiten läßt, sie 
hoffe, die Beziehungen zwischen 
Belgrad und Bonn würden sich 
durch den je tz t  angekündigten 
Schritt nicht verschlechtern und 
sie schätze es sehr, den inten
siven W irtschaftsverkehr m it 
der Bundesrepublik aufrechtzu
erhalten, -dann k lin gt das w ie  
gespielte Naivität. Im  übrigen, 
Jugoslawien vergaß in diesem 
Zusammenhang m itzuteilen, daß 
es einer der E rfo lge  (auch im  
jugoslawischen Sinne) des jüngst 
verstorbenen deutschen Bot
schafters Dr. P fle i derer war, 
wenn Belgrad eine sehr vorte il
haft laufende W iedergutm a
chungszahlung aus den Bonner 
Kassen erhält.

Es w ird  eines großen Aus
maßes kaltb lü tiger Überlegung 
und nüchterner Einschätzung 
des eigenen politischen Gewich
tes bedürfen, wenn die amtie
rende Bundesregierung- heute 
außer einer selbstverständlich 
scharfen und bedauernden E r
klärung noch keine unmittel

baren Konsequenzen fü r  das 
deutsch-jugoslawische Verhält
nis ankündigen sollte. Um so 
mehr, als b is je tz t ein erk lär
ter politischer Grundsatz Bonns 
a lle Länder, die Pankow  und 
damit die erzwungene deutsche 
Spaltung anerkennen, damit be
droht, daß bestehende diploma
tische Beziehungen abgebrochen 
werden oder neue erst ga r nicht 
beginnen können.

D er einstige R ebe ll T ito , den 
Stalin aus dem kommunisti
schen La ge r  ausschloß, suchte 
und fand zumindest H ilfe  im  
kapitalistischen Westen. T ito  
scheint nicht zu befürchten, daß 
seine seit Monaten deutliche 
Rückwendung nach Osten ihm 
und seinem Lande empfindliche 
Schwierigkeiten bereiten w ird. 
W oher er diese Sicherheit 
nimmt, weiß man noch nicht. 
Jedenfalls ist seine Taktik  
je tz t darauf abgestellt, eine 
Einheit der „sozialistischen 
W e lt“  zu demonstrieren, die 
selbst seine bekannte Abneigung

W ashington (A P/D PA ). P räs i
dent Eisenhower teilte a u f  einer 
Pressekonferenz m it, daß die 
U SA  ihren ersten Versuchs
satelliten im  Dezem ber und den 
ersten Mexßsatelliten im  M ärz 
1958 starten werden. E r  ver
sicherte der amerikanischen B e
völkerung, daß sie keinen Grund 
habe, w egen des Starts des so
w jetischen Satelliten über die 
Sicherheit des Landes besorgt 
zu sein. G leichzeitig bekräftigte 
er die Bereitschaft seiner R eg ie 
rung, m it Zustimmung der V er
bündeten Amerikas auch außer
halb der Abrüstungsverhandlun
gen m it der Sowjetunion auf 
multilateraler Grundlage über 
e in e ' internationale Kontro lle 
von Erdsatelliten und W eltraum 
geschossen zu verhandeln.

D ie  Pressekonferenz Eisen
howers war fast ausschließlich 
der Satellitenfrage gewidmet. 
D er Präsident versuchte dabei 
an Hand einer vorbereiteten, 
aber nicht verlesenen Erklärung, 
die in Amerika laut gewordene 
Befürchtung zu zerstreuen, daß 
die U SA in  der Raketentechnik 
und in  dem Satellitenprojekt 
gegenüber der Sowjetunion ins

gegen  alte Stalin isten w ie  U l
bricht überspringt. Seit sei
nem geheimnisvollen Treffen  m it 
dem sowjetischen Parteisekre
tär Chrustschow Anfang Sep
tember an einem unbekannten 
Ort in  Rumänien ze ig t T itos 
P o litik  eine östliche Schlagseite. 
V or v ie r  Wochen unterstützte 
er Gomulka, je tz t indirekt Chrus
tschow, der m it seinem Besuch 
bei U lbricht fü r den gesamten 
kommunistischen Bereich ein 
deutliches Signal gab, w ie  wich
t ig  ihm diese stalinistische K rea 
tur in  Deutschland ist. Das läßt 
Rückschlüsse auf Chrustschows 
unterirdischen K am pf m it einer 
immer noch bestehenden stali- 
nistischen Opposition in der So
w jetunion zu.

D ie  Bundesregierung w ird  
nunmehr durch ihre Haltung 
gegenüber Jugoslawien den An
spruch verte id igen  müssen, der 
einzig legitim e Sprecher des 
deutschen Volkes zu sein. Eine 
bei a llen  Deutschen unbestrit
tene, aber im internationalen 
Bereich offenbar immer schwie
r ig e r  werdende. Position.

H intertreffen  geraten seien. E r 
betonte, daß die Entwicklungs
programme fü r ballistische Fern 
raketen und fü r das Satelliten-? 
Pro jekt stets voneinander ge
trennt gewesen seien; ihre Zu
sammenlegung hätte es zwar 
erlaubt, noch vor den Sowjets 
einen Satelliten abzuschießen, 
aber dies hätte sich dann zum 
Schaden des militärischen R a 
ketenprojektes ausgewirkt. Der 
Stand des Satellitenprojekts 
könne nicht als Maßstab fü r 
d ie Fortschritte des Raketen
projekts genommen werden, das 
nach w ie  vor unbedingten V or
rang habe.

Eisenhower beglückwünschte 
die sowjetischen Wissenschaft
ler zu ihrem E rfo lg , bestritt 
aber, daß der sowjetische E rd 
satellit schon heute fü r die 
Überwachung anderer Länder 
eingesetzt werden könne oder 
die M öglichkeit zur Errichtung 
einer Raumstation zum A b 
schuß von  Raketen biete. E r 
w ies ferner die Behauptung 
Chrustschows zurück, daß durch 
die Entwicklung der Raketen, 
und Satelliten alle Kam pfflug
zeuge museumsreif seien.

Erster US-Sateliit im Dezember
Zu Verhandlungen m it Moskau bereit



So  s in d  s ie  w irk lich :

„Finanzpolitik ist furchtbar einfach . .  . 44

Im Sommer 1948 machte in 
Ostberlin ein SED-Funktio

när von sich reden, der von 
überall her eine Reihe Genos
sen holte, um sie als Treuhän
der enteigneter Privatbetriebe 
einzusetzen. D ie Mehrzahl die
ser Leute hatte bis zu jenem  
Tage  das W ort Bilanz für 
irgend etwas Unanständiges ge
halten. E in ige waren so ehr
lich, dies zuzugeben. W il ly  
Rumpf, damals frischgebackener 
Treuhandverwalter des Ostber
liner Magistrats, ■wußte sie zu 
trösten: „Das ist alles furcht
bar einfach, Leute, bis vor 
kurzem habe ich davon auch 
noch nichts g ew u ß t. .

Das war zwar etwas selbst
g e fä llig  übertrieben, denn jener 
W illy  Rum pf besaß zu diesem 
Zeitpunkt eine solide finanz
politische Halbbildung. Aber er 
p fleg te  einen ausgesprochenen 
Haß gegen  a lle „Spezialisten“ , 
und es bereitete ihm diaboli
sches Vergnügen, den nicht
kommunistischen Fachleuten je 
w eils einen absoluten, aber par
teitreuen Laien  vo r die Nase zu 
setzen. D ie E rfo lge  dieser M e
thode waren, zugegeben, nicht 
immer überwältigend. „A ber“ , 
—  p fleg te  W il ly  Rum pf zu 
sagen, „La ien  haben o ft  vie l 
bessere Ideen 1“

Vertreter und Revolutionär
E r  selbst, heute 54 Jahre alt, 

is t Berliner. Sohn eines M etall
arbeiters, lernte er^ bei einer 
Bank, um nach zwei Jahren 
Leh rzeit selbständiger Versiche
rungsvertreter zu werden. Da 
die Leu te -dem 17jährigen kein 
großes kaufmännisches V er
trauen entgegenbrachten, wurde 
er revolutionär und g in g  als 
Kassierer zum Kommunistischen 
Jugendverband (K JV ), der ihn 
b is 1924 zum Jugendsekretär 
Ostsachsens avancieren ließ. 
H ie r  hatte er die entscheiden
den Begegnungen m it W alter 
U lbricht und W ilhelm  Pieck, 
die ihn nach 1945 auf die L e ite r  
des E rfo lges hoben.

In  der K P D , der Rum pf seit 
192-5 angehört, brachte er es bis 
zum Bezirksverordneten in Ber
lin. D ie im  Februar 1933 flüch
tende Parteileitung vergaß ihn

WILLY RUMPF
mitzunehmen. So durchwanderte 
Rüm pf ein Dutzend Gefäng
nisse, landete im  KZ , und 
durfte schließlich in  einem R ü 
stungsbetrieb als W erkstatt
schreiber arbeiten.

„W as machen w ir m it dem ?“
1945 trat W illy  Rum pf -wie

der in  die K P D  ein, wurde 
Ostberliner Stadtverordneter, 
und bekam verschiedene Pfründe 
im  Ostmagistrat. M an schob ihn 
anfangs von einem Posten auf 
den anderen, und bekannt ge- 
-wbrden ist jener Entsetzens
schrei F red  Oelssners bei der 
Neuverteilung der M agistrats
posten nach der Spaltung der 
Stadt: „M eine Güte, der Rum pf 
W il ly  ist auch noch da ! W as 
machen w ir  bloß m it dem?“

Zu diesem. Zeitpunkt -waren 
die „Treuhand“-Verhältnisse in 
Ostbarlin recht verworren. Denn 
so redliche Mühe sich Rum pf 
geben mochte: N u r m it Laien 
läßt sich nicht einmal eine 
Grünkramhändlers - Ladenkasse 
kontrollieren. Und die Massen
verhaftungen, die dann unter 
den von Rum pf . geworbenen 
„Treuhändern" einsetzten, hatte 
dieser durch seine L eich tfertig 
keit eigentlich ein w en ig  m it
verschuldet. . .

Oelssner, der auf Ulbrichts 
Ratschlag hören mußte, machte 
W il ly  Rum pf dann 1949 zum 
L e ite r  der Abteilung Finanzen 
in  der damaligen „Deutschen 
W irtschaftskommission", aus 
der dann das spätere „D D R “ - 
Finanzministerium geboren 
wurde. Immerhin setzte man 
je tz t  als M in ister einen L D P -  
Mann ein, Dr. Loch  w urde 
Chef, und Rum pf —  Staats
sekretär. W obei jedes L a u f
mädchen im  M inisterium  wußte, 
daß der Staatssekretär mehr zu 
sagen hat als der Minister.

„Haben Sie 'ne Ahnung 
davon

- Es g ib t eine Unzahl netter 
Anekdoten aus dieser Zeit, die 
jede Ministeriums-Stenotypistin

schmunzelnd zu berichten 
wußte. Jeder kannte das B ild  
des jov ia len  kleinen Staats
sekretärs, der leu tselig  die 
Türe zu irgendeinem  Sach
bearbeiterzim m er aufriß und 
zerstreut fr a g te : „H ie r  is w ie
der mal son Schrieb! Haben Sie 
’ ne Ahnung davon?“

Es w äre falsch, Rum pf des
halb fü r dumm zu halten. Es 
g ib t ernsthafte Leute, die die
sen Mann als überaus in te lli
gent taxieren. N u r hält er 
nichts von der Finanzpolitik:, 
„S ic is t furchtbar einfach, 
wenn man nicht so nahe heran
geht ! "  R um pf arbeitet, w ie  sein 
M in ister Loch einmal sagte, m it 
„Nase und Gefühl“ . E r  hat 
einen „R iecher“ fü r tiber- 
rasehungseffekte und . einen 
W iderw illen  gegen einengend® 
Gesetze. Seit Novem ber 1955, 
nach der sang- und klanglosen 
Ausbootung Lochs, is t Rum pf 
M inister. Daneben is t er M it
g lied  des obersten „W irtschafts
rates der D D R “ und Kandidat 
des Zentralkomitees der SED. 
U nzw eifelhaft ist der je tz ige  
W ährungsschnitt auch seinem 
H irn  entsprungen. W üßte man 
nicht, daß auch sowjetische und 
andere Stellen daran bete ilig t 
waren, könnte man ihm allein 
dafür den Ruhm in Rechnung 
stellen : Das Finanzmanöver vom 
13. Oktober paßt zu W illy
Rum pf w ie  der Spitzbart zum 
Haupt des 1. Sekretärs! Eine 
„furchtbar einfache Maßnahme“ , 
auf die w ahrhaftig  kein „Spezia
lis t“  gekommen wäre.

Nur, daß eben diese „furcht
bar einfachen Sachen“ nicht 
immer die richtigen sind.
Manchmal gehen sie auch ins 
Auge. A ber das merkt W illy  
Rum pf erst später, und wenn 
es ihm dann komisch vor
kommt, fra g t er einen seiner
R eferenten : „Sagense mal,
stimmt da w as nicht? Dann 
biegen Sie die Sache mal w ie
der g ra d e !"  So einfach ist das, 
Finanzm inister zu se in , .  ■



,,Sputnik“, SED und Propaganda . . .
Was hat die Zoaenpartei mit dem Erdsatelliten zu tun?
Seit der sowjetische Erdsatellit sein „tü t-tiit“  herunterpfeift, 

scheinen ein ige SED-Funktionäre um Zentimeter gewachsen zu 
sein. Und den Kennern technischer Zusammenhänge bleibt beim 
Lesen  sowjetzonaler Zeitungen nur noch Grund zu heiterem 
Schmunzeln. Denn —  bei a ller Anerkennung wissenschaftlicher, 
Leistungen sowjetischer Professoren: Was hat die SED m it 
diesem Erdsatelliten zu tun? Is t  sie an ihm in  irgendeiner 
Form  beteiligt, bzw . was kann und w ird  er ihr nützen?

S S D,  herhören!
Der kleine TA G  w ird ver

sandt und verte ilt ohne 
Rücksicht auf- die politische 

Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 

sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu

I erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Po lize i 
oder beim Bürgerm eister
amt oder bei seiner Dienst- 

I stelle abgeben. Übrigens 
I w ird er auch dort gern 
I gelesen.

D er „Sputnik“ selbst ist in 
zwischen Gegenstand wissen
schaftlicher und politischer E r
örterungen gewesen. Den So
w jets ist innerhalb des Geo
physikalischen Jahres ein W u rf 
gelungen, den beispielsweise 
amerikanische Forscher, die erst 
in  Kürze zu diesem E xperi
ment bereit sein werden, neid
los anerkennen. Man könnte 
sich darüber mokieren, daß ein 
Trium ph der Wissenschaft nun 
auch in Moskau gleich w ieder 
politisch ausgeschlachtet und 
m it m ilitärischen Drohungen 
vergä llt werden muß. Aber 
diese M entalität ist schließlich 
nicht mehr neu und man w ird  
sie m it dem gleichen Achsel
zucken hinnehmen müssen, m it 
dem man früher die Lomonos
sow-Geschichten anläßlich jeder 
technischen. P ion iertat quittier
te. D iesmal brauchen die So
w jets nicht auf jenen sagenhaf
ten Lomonossow zurückzugrei
fen, um den E r fo lg  der anderen 
zu verkleinern: Ih r „Sputnik“ 
w ar der erste, niemand w ird  es 
bestreiten.

Politik  und Propaganda
W elche Geste wäre es gew e

sen, wenn Moskau diesen E rd
satelliten ohne P o litik  und ohne 
Propaganda auf die „tüt-tüt“ -: 
Route geschickt hä tte ! Statt 
dessen wurde dazu der 40. Jah
restag der Oktoberrevolution 
strapaziert, und die Nah-Ost- 
K rise  mußte durch entsprechen
de Raketenhinweise bereichert 
w erden !

H ätte nun wenigstens die SED 
geschwiegen! Jene Parte i, in 
deren Bereich seit zw ö lf Jahren 
keine einzige namhafte F o r
schungstat passierte. In  deren 
H errschaftsgebiet prim itivste 
technische Problem e ganze P ro 
duktionen gefährden! Statt des
sen mischte die SED im Falle  
„Sputnik“ P o litik  und Propa
ganda in so grotesker Weise, 
daß selbst ernsthafte Zonenwis
senschaftler peinlich berührt 
waren.

Man hat auf SED-Versamm- 
lungen darüber diskutiert. D ie 
Meinungen der B evölkerung: 
„W arum  macht man ein solches 
Po litikum  aus einer Sache, die 
die Amerikaner in kürzester 
F r is t  ebenfalls-'haben werden, 
anstatt die echte technische 
Leistung zu würdigen und sieh 
m it dem Ruhm dafür zu begn iL  
gen?“ Oder: „W arum  soll die 
Tatsache, daß d ie Sowjetunion 
als erstes Land einen künst
lichen Mond auf die Reise 
schickte, die grundsätzliche 
Überlegenheit des- Sozialismus 
dokumentieren ?“

Sputnik oder Auto
Die SED-Funktionäre pflegen 

bei diesen F ragen  wesentlich 
ruhiger zu werden. Man könnte 
m it ihnen weitergehend, disku
tieren, etwa so; Im  M ittela lter 
gab es Fürsten, die ließen ihre 
Untertanen w ie  Sklaven leben, 
um von deren Arbeitsleistung 
große Künstler —  Bildhauer, 
M aler und D ichter —  zu finan
zieren. Sie holten sich aus a ller 
W e lt  die geistigen  Größen ihrer 
Zeit, und diese kamen, w eil 
ihnen dieser oder jener Fürst 
ungeahnte Chancen bot. A u f 
solche A rt kamen die betreffen
den Herrscher in  den Geruch 
großer Kunstmäzene, und wenn 
man die künstlerischen Taten 
ihrer Epoche nennt, dann steht 
der Name des jew eiligen  F ü r
sten als der eines Mannes da
neben, ohne den es solche Taten 
eben nicht gegeben hätte. Und 
keine Chronik verzeichnet den 
Schweiß und die Tränen der 
kleinen Untertanen, die das 
Geld fü r des Fürsten Mäzena
tentum erschuften mußten.

A u f die „sozialistische" W irk 
lichkeit übertragen: Es ist fü r 
ein Land w ie die* Sowjetunion 
leicht, wissenschaftliche Spit
zenleistungen voranzutreiben, 
wenn Geld, Raum, M aterial und 
Menschenleben keine R o lle  spie
len. Jeder Bauherr kann ein 
Haus vor dem seines Nachbarn 
erstehen lassen, wenn er das
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V ielfache an Geld, M aterial und 
Arbeitskräften einzusetzen ver
mag. Das schmälert die echte 
sowjetische Leistung keinesfalls, 
es rückt sie nur ins rechte 
L ich t! Man kann 200 M illionen 
Menschen zu Fuß m it schlech
tem Schuh werk gehen lassen, 
um als erster einen Sputnik zu 
starten, man kann aber auch 
jedem  seiner Bürger ein Auto 
geben, und der Erdsate llit die
ses Landes geht dann eben ein 
w en ig später in die L u f t . . .

A u f Mond oder Erde?
Man hat den Amerikanern 

vorgeworfen, sie dächten nur 
an ihre chromblitzenden Stra
ßenkreuzer und an ihre Super
kühlschränke. Darum würden 
sie auch nie als erste auf den 
Mond kommen. Man kann dar
über denken, w ie  man w ill, und 
auf dem Mond ist vorerst noch 
keiner ahgemeldet. A ber w ir  
Menschen —  leben w ir  auf dem 
Mond oder auf der Erde? W o l
len w ir  einem Sputnik zuliebe 
barfuß gehen oder als „deka- 
tende Kapita listen" Auto fah
ren? D ie  SED hat w eder einen 
Sputnik, noch fahren ihre Bür
ger Auto. Sie sollte ruh ig b le i
ben in dieser Grundsatzdiskus
sion: Ih r  „Sputnik“ w äre erst 
einmal die Aufhebung der L e 
bensmittelkarten . . „



Tito erkennt Pankow an Währungsumstellung 
In der Zone

Der alle Paiäisan „Das Schöne ist daß wir keine Ängsf 
vor der Polizei zu haben brauchen!"

' Angst und Kriedhertum blühen
Die .Einsicht; einer, SED-Zeitung — K ritik  an Funktionären

H alle (D PA ). Das Hallesche 
SED-Organ „F re ihe it“ hat je tzt 
heftige K r it ik  an Parteifunk
tionären geübt und ihnen vorge
worfen, sie verbreiteten um sich 
eine „Atmosphäre der Angst und 
des Kriechertums“ . D ie kommu
nistische These von K r it ik  und 
Selbstkritik werde von ihnen 
nicht beherzigt, und unliebsame 
K ritik e r  würden gewaltsam 
mundtot gemacht. So sei z. B. 
im Volkseigenen Baubetrieb 
Wittenberg- ein Genösse von den 
Funktionären als „Verräter“ w e
gen eines Vorschlages zur R e 
chenschaft gezogen worden, der 
zwar fü r den Betrieb vorteilhaft 
gewesen wäre, fü r die Funktio
näre aber den Verlust von Zu
satzprämien bedeutet hätte.

Berlin  (Eigenmeldung). Das 
SED - Zentralorgan »Neues

Deutschland“ hat dem vor sie
ben Wochen nach dem W esten 
geflüchteten SED-Wissenschaft- 
ler Professor Kantorow icz vor
geworfen, er habe „moralischen 
Selbstmord“ begangen. Wörtlich, 
schreibt das B latt: „W enn sich 
in  unserem Staat jemand im  
Namen des Geistes gegen die 
Arbeiter- und Bauernmacht 
stellt, dann kann er nur auf der 
Seite der imperialistischen R e
aktion stehen.“

Rakete zwei Minuten Vorsprung
Frankfurt (AP/D PA). Das 

amerikanische Harvard-Obser
vatorium  hat die den sow jeti
schen Satelliten um die Erde 
begleitende leere Raketenhülle

über zwei Minuten vor der an
genommenen Zeit gesichtet. Das 
Objekt w ar über 4 Minuten 
sichtbar. Trabanten-Beobachter 
im  Nordosten der U SA  berich
teten, daß 'sie auch den vie l 
kleineren „Sputnik“ selbst ge
sehen hätten.

' Dulles und Lloyd 
konferierten

W ashington (D PA ). US-Au- 
ßenminister Dulles und sein 
britischer K o llege  L lo yd  trafen 
im  amerikanischen Außenmini
sterium zu einer Unterredung 
zusammen. Wenn auch vom 
Außenministerium k$ine E inzel
heiten über den Inhalt der B e
sprechung bekanntgegeben w ur
den, so verlautete jedoch, daß 
die Staatsmänner „über eine 
Fü lle  weitreichender Prob lem e“ 
gesprochen haben.



BILDER DER WOCHE. Oben: Der dritte Deutsche Bundestag wurde in der Kongreß

halle in Westberlin feierlich eröffnet. — Unten: Grundsteinlegung für das neue Stu- 

öentendorf an der Potsdamer Chaussee in Westberlin. Links: Mrs. Eleanor Dulles, die 

Schwester des US-Außenministers, rechts; der Regierende Bürgermeister W iily Brandt.



'• Ein Jahr Ist vergangen —

w ir  h & h m  n ic k t  m ^ § m s m !
W ie es um ein Volk unter der Herrschaft der Kommunisten 

bestellt ist, das lehrte

UNGARN!
W as ein solches Volk im Kampf um seine Freiheit erdulden muß, 

das sehen wir an

UNGARN!
W ie die Menschen im kommunistischen Machtbereich wirklich 

denken, das erlebten wir in der Sowjetzone am 17. Juni 1953 

und in Polen beim Juni-Aufstand 1956. Die Welt weiß es seit 

den Tagen der Volkserhebung im Herbst 1956 in

UNGARN!
Das waren Tage, die die W elf erschütterten.

UJiiß si® nicht p&^§msmm!



£ $  m a p  c m  c s k i c p

VOLKSAUFSTAND!
22. Oktober; SOOO Eudapester Studenten verlassen die kommunistische Jugend
organisation aus Protest gegen die Einschränkung der Geistesfreiheit.

23. Oktobers Am Nachmittag findet vor dem Bem-Denkmal in Budapest eine 
So'lidaritätskundgebung für Polen statt. Die Menge zerschmettert das Stalin-Denk
mal.
Danach demonstrieren 100 000 Budapester in den Straßen und fordern Freiheit und 
freie Wahlen.

24. Oktobers Sowjetische Panzer eröffnen das Feuer. Notwehr der Bevölkerung: 
Bewaffnete Angriffe auf sowjetische Truppen und kommunistische Parteidienst
stellen. Unter dem Druck der Bevölkerung wird Nagy Ministerpräsident.

25. Oktober; Im  ganzen Land bilden sich Revolutionskomitees. Im ganzen Land 
kommt es zu Kämpfen.

26. Oktober; Kämpfe in Budapest. Das Gros der ungarischen Armee_ geht mit 
seinen 'Waffen zu den Aufständischen über. Jugend ist die Seele des Widerstandes. 
Die Freiheitskämpfer beherrschen große Gebiete von Ost-, Süd- und West-Ungam.

27. Oktober; Die Regierung ist umgebildet. Sie führt erste demokratische Re
formen durch. Die Freiheitskämpfer beherrschen die Lage.

28. Oktober; Sowjetarmee und Aufständische stehen sich Gewehr bei Fuß gegen
über. Die Sowjets versprechen Abzug ihrer Truppen.

29. Oktober; Ministerpräsident Nagy erklärt: „Es ist nicht wahr, daß das, was 
jetzt in Ungarn geschieht, eine Konterrevolution ist. Es ist eine echte demokratische 
Bewegung.“

30. Oktober: Das Leben beginnt sich zu normalisieren. Die Regierung verspricht 
freie Wahlen, eine demokratische Koalitionsregierung und Zulassung aller Parteien.

31. Oktober: Budapest ist die Hauptstadt eines freien Staates. Die Sowjets 
ziehen ab. Kardinal Mindszenty kehrt, aus der Haft befreit, zurück.

1. November: Nagy erklärt den Vereinten Nationen Ungarns Neutralität.

2. November: Während im Land wieder Freiheit und Ordnung zu herrschen 
beginnen, rücken erneut Sowjettruppen „zur Sicherung der russischen Staats
angehörigen“ an.

3. November: Das Versprechen der Sowjets, aus Ungarn abzuziehen, erweist 
sich als bewußte Täuschung, um Zeit zum Aufmarsch zu gewinnen. Der Führer 
der ungarischen Freiheitsarmee, General Maleter, wird während der „Verhand
lungen“ heimtückisch verhaftet.

4. November: Nagy bittet die freie Welt um Hilfe. Seit den frühen Morgen
stunden greifen russische Truppen Budapest und die Bevölkerung an. Die ver
zweifelten SOS-Rufe der Freiheitskämpfer gehen im Geschützlärm der Bolsche
wisten unter.



Die Sowjets vergewaltigten
d a s  u n g a r i s c h e  V o l k

Der Sonderausschuß der Vereinten Nationen, dem die Aufgabe gestellt war, über 
die Vorgänge in Ungarn zu berichten, äußerte sich nach vollständiger und ob
jektiver Untersuchung u. a. folgendermaßen:
„ . . .  Was sich im Oktober und November 1956 in Ungarn ereignete, war ein spon
taner nationaler Aufstand, der auf Grund lang andauernder Mißstände, die eine 
Verbitterung unter den Menschen hervorgerufen hatten, ausbrach.
Die These, daß der Aufstand durch reaktionäre Kreise in Ungarn geschürt wurde, 
und daß er seine Stärke aus diesen Kreisen und aus denen .westlicher Imperialisten1 
bezog, hielt der Prüfung des Ausschusses nicht stand. Die Erhebung wurde vom 
Anfang bis zum Ende von ungarischen Studenten, Arbeitern, Soldaten und Intellek
tuellen geführt, von denen viele Kommunisten oder ehemalige Kommunisten waren. 
Die Mehrzahl der politischen Forderungen, die während der Revolution aufgestellt 
wurden, enthielt die Klausel, daß der demokratische Sozialismus die Grundlage 
der politischen Struktur Ungarns bilden sollte, und daß solche sozialen Errungen
schaften wie die Landreform bewahrt werden müßten. Zu keiner Zeit wurde die 
Rückkehr irgendeiner Persönlichkeit aus den Vorkriegstagen an die Macht oder in 
die Regierung erwogen.
Der Aufstand war nicht im voraus geplant. Alle Zeugen, die der Ausschuß befragte, 
sagten übereinstimmend aus, daß die Teilnehmer an dem Aufstand von den Ereig
nissen überrascht worden sind. Keine einzige Erklärung kann genau angeben, 
warum der Ausbruch gerade zu dem Zeitpunkt erfolgt ist. Die kommunistischen 
Sprecher, einschließlich Kädärs und der Mitglieder seiner jetzigen Regierung, haben 
die bitteren Beschwerden des ungarischen Volkes vor~ dem 23. Oktober anerkannt. 
Sie haben von einer .allgemeinen Volksbewegung1, die durch die .Bitterkeit und Em
pörung1 der Massen verursacht wurde, gesprochen. Zwei Faktoren scheinen diesen 
Groll auf den kritischen Punkt gebracht zu haben. Einmal waren es die Nach
richten von einem erfölgreichen Schritt Polens auf eine größere Unabhängigkeit 
von der UdSSR hin, die Ungarn am 19. Oktober erreichten. Diese Nachrichten 
waren vor allem die Veranlassung für die Versammlung der ungarischen Studenten 
am 22. Oktober. Zum zweiten war es die heftige Enttäuschung, die das Volk 
empfand, als Emö Gero, der erste Sekretär des Zentralkomitees der- Ungarischen 
Arbeiter- (Kommunistischen) Partei, in seiner Ansprache am Abend des 23. Ok
tober keine der Forderungen des Volkes anerkannte, sondern, nach dem Gefühl 
seiner Hörer, einen groben Ton anschlug.
Obgleich es keinen Beweis für eine Vorplanung gibt, und obgleich der ganze Ver
lauf des Aufstandes alle Kennzeichen fortgesetzter Improvisation trägt, scheint 
es, als ob die sowjetischen Machthaber schon am 20. Oktober Schritte unter
nommen hätten, die eine bewaffnete Intervention in Ungarn ermöglichten. Von 
diesem Datum an gibt es Beweise über Truppenbewegungen oder über geplante 
Truppenbewegungen. Es scheint, daß die Aktionspläne dafür schon einige Zeit 
fertig waren, ehe die Studenten zusammentrafen, um ihre Forderungen zu be
sprechen.
Die Demonstrationen am 23. Oktober waren zuerst friedlich. Keiner der Demon
stranten scheint Waffen getragen zu haben, und es ist kein Beweis dafür vor
handen, daß diejenigen, die die politischen Forderungen aussprachen oder sich 
den Demonstranten anschlossen, die Absicht gehabt hätten, Gewalt anzuwenden. 
Wenn auch die Enttäuschung über Geros Ansprache die Menge erregt haben 
mag, so hätte sie allein wahrscheinlich kaum genügt, die Demonstration in einen 
bewaffneten Aufstand zu verwandeln. Daran war die Aktion der AVO schuld, 
die das Feuer auf die Menschen vor dem Rundfunkgebäude eröffnete. Innerhalb 
weniger Stunden traten die sowjetischen Panzer gegen die Ungarn in Aktion. 
Dieses Auftauchen russischer Soldaten in ihrer Mitte, die nicht als Freunde und 
Verbündete, sondern als Feinde zum Kampf kamen, bewirkte eine noch stärkere 
Einigung des Volkes . , ,  “



Am 14. September 1957 hat die UNO-Vollversammlung eine von 37 Staaten 

auf Grund des Berichtes des Ungarn-Untersuchungsausschusses eingebrachte 

Resolution angenommen und damit die Sowjetunion verurteilt.

Die mit Dreiviertelmehrheit angenommene Resolution fordert zugleich den 

Abzug der sowjetischen Truppen aus Ungarn und die Wiederherstellung 
demokratischer Zustände in diesem Land.

Von 80 in der UNO-Vollversammlung vertretenen Nationen hatten 60 

Nationen für die Resolution gestimmt, bei 10 Stimmenthaltungen und 
10 Nein-Stimmen.

Damit ist vor aller Welt klargestsllfs

/

1. Die Sowjetunion unterdrückt den Willen des 
ungarischen Volkes 

2. Die Sowjetunion ist die Feindin der Freiheit 

3. Die Sowjetunion Ist die brutalste Kolonial
macht dieses Jahrhunderts

Oie UJelt wird es nicht vergessen/

BITTE teilen Sie uns mit, wo Sie dieses Flugblatt gefunden oder erhalten haben. Schreiben 
Sie einfach auf einer Ansichts- oder Glückmmschkarte Ihre Grüße -  mit Ortsangabe! -  
an Herrn M Barth, Berlin-Tempemof 1, Manfred-von-Riehthofen-Straße 2, II. Darni wissen 
wir Bescheid. Unterschreiben Sie irgendeinen Yornamen. Wir danken Ihnen für Ihre Hilfe!
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